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Entwurf

Musterverordnung iiber den Bau und Betrieb von Versammlungsstatten”
(Muster-Versammlungsstéattenverordnung — MVStattVO)

Fassung Juni 2005
(Entwurf 28. Februar 2025)

Auf Grund des § 84 Abs. 1 Nr. 1 sowie des § 85 Abs. 1 und Abs. 3 der Musterbauordnung verordnet
der fur die Bauordnung zusténdige Minister:
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Teil 1
Allgemeine Vorschriften

§1
Anwendungsbereich, Anzahl der Besucher

(1) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten fiir den Bau und Betrieb von

1. Versammlungsstatten mit Versammlungsraumen, die einzeln mehr als 200 Besucher fassen. 2Sie
gelten auch fir Versammlungsstatten mit mehreren Versammlungsraumen, die insgesamt mehr als 200
Besucher fassen, wenn diese Versammlungsréume gemeinsame Rettungswege haben;

2. Versammlungsstétten im Freien mit Szenenflachen und Triblinen, die keine fliegenden Bauten sind
und insgesamt mehr als 1 000 Besucher fassen;

3. Stadien und Freisportanlagen mit Tribtinen, die keine fliegenden Bauten sind, und die jeweils
insgesamt mehr als 5 000 Besucher fassen.

(2) 'Soweit sich aus den Bauvorlagen nichts anderes ergibt, ist die Anzahl der Besucher im Sinne dieser
Verordnung wie folgt zu ermitteln:

1. fir Sitzplatze an Tischen: ein Besucher je m2 Grundflache des
Versammlungsraumes,

2. fur Sitzplatze in Reihen zwei Besucher je m2 Grundflache des
Versammlungsraumes,

3. flr Stehplatze auf Stufenreihen: zwei Besucher je laufendem Meter Stufenreihe,

4. bei Ausstellungsraumen: ein Besucher je m2 Grundflache des
Versammlungsraumes;

fur sonstige Stehplatze sind mindestens zwei Besucher je m2 Grundflache anzusetzen. 2Fir Besucher
nicht zugangliche Flachen werden in die Berechnung nicht einbezogen. “Fir Versammlungsstatten im
Freien, fur Freisportanlagen und fur Stadien gelten Satz 1 Nr. 1 bis 3, Halbsatz 2 und Satz 2
entsprechend.

(3) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten nicht fir

1. Raume, die dem Gottesdienst gewidmet sind,

2. Unterrichtsraume in allgemein- und berufsbildenden Schulen,

3. Ausstellungsraume in Museen,

4. Fliegende Bauten.

(4) 'Soweit in dieser Verordnung nichts Abweichendes geregelt ist, sind auf tragende und aussteifende
sowie auf raumabschlieRende Bauteile die Anforderungen der Musterbauordnung an diese Bauteile in
Gebauden der Gebaudeklasse 5 anzuwenden. 2Die Erleichterungen des § 28 Abs. 5 Satz 2, § 30 Abs.
3 Satz 2,831 Abs. 4 Nr. 1und 2, § 36 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, 8§ 39 Abs. 1 Nr. 4, § 40 Abs. 1 Nr. 1 und 3
sowie des § 41 Abs. 5 Nr. 1 und 3 MBO?” sind nicht anzuwenden.

§2
Begriffe

(1) Versammlungsstatten sind bauliche Anlagen oder Teile baulicher Anlagen, die flr die gleichzeitige
Anwesenheit vieler Menschen bei Veranstaltungen, insbesondere erzieherischer, wirtschaftlicher,
geselliger, kultureller, kunstlerischer, politischer, sportlicher oder unterhaltender Art, bestimmt sind
sowie Schank- und Speisewirtschaften.
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(2) Erdgeschossige Versammlungsstatten sind Geb&ude mit nur einem Geschoss ohne Range oder
Emporen, dessen FuRboden an keiner Stelle mehr als 1 m unter der Gelandeoberflache liegt; dabei
bleiben Geschosse auf3er Betracht, die ausschlie3lich der Unterbringung technischer Anlagen und
Einrichtungen dienen.

(3) Wersammlungsraume sind Raume fir Veranstaltungen oder fiir den Verzehr von Speisen und
Getranken. 2Hierzu gehéren auch Aulen und Foyers, Vortrags- und Horsale sowie Studios.

(4) Szenenflachen sind Flachen fiir kiinstlerische und andere Darbietungen; fur Darbietungen
bestimmte Flachen unter 20 m?2 gelten nicht als Szenenflachen.

(5) In Versammlungsstéatten mit einem Bihnenhaus ist

1. das Zuschauerhaus der Geb&udeteil, der die Versammlungsrdume und die mit ihnen in baulichem
Zusammenhang stehenden Rdume umfasst,

2. das Bihnenhaus der Gebaudeteil, der die Bihnen und die mit ihnen in baulichem Zusammenhang
stehenden R&dume umfasst,

3. die Bihnenoffnung die Offnung in der Trennwand zwischen der Hauptbilhne und dem
Versammlungsraum,

4. die Bihne der hinter der Buhnendffnung liegende Raum mit Szenenflachen; zur Buhne z&hlen die
Hauptbuhne sowie die Hinter- und Seitenbiihnen (Buhnenerweiterungen) einschlie8lich der jeweils
zugehdrigen Ober- und Unterbihnen,

5. eine GroRRbiihne eine Buhne

a) mit einer Szenenflache hinter der Blihnendffnung von mehr als 200 mz?,

b) mit einer Oberbihne mit einer lichten Héhe von mehr als 2,5 m Uber der Bihnenoffnung oder

¢) mit einer Unterbiihne,

6. die Unterblhne der begehbare Teil des Bihnenraumes unter dem Bihnenboden, der zur
Unterbringung einer Untermaschinerie geeignet ist,

7. die Oberbuhne der Teil des Buhnenraumes Uber der Buhnenéffnung, der zur Unterbringung einer
Obermaschinerie geeignet ist.

(6) Mehrzweckhallen sind Uberdachte Versammlungsstéatten fir verschiedene Veranstaltungsarten.
(7) Studios sind Produktionsstétten fur Film, Fernsehen und Hérfunk und mit Besucherplatzen.
(8) Foyers sind Empfangs- und Pausenraume fiir Besucher.

(9) *Ausstattungen sind Bestandteile von Bihnen- oder Szenenbildern. 2Hierzu gehéren insbesondere
Wand-, FuRboden- und Deckenelemente, Bildwéande, Treppen und sonstige Bihnenbildteile.

(10) *Requisiten sind bewegliche Einrichtungsgegenstande von Biihnen- oder Szenenbildern. 2Hierzu
gehdren insbesondere Mdébel, Leuchten, Bilder und Geschirr.

(11) *Ausschmiickungen sind voribergehend eingebrachte Dekorationsgegenstande. 2Zu den
Ausschmiickungen gehdren insbesondere Drapierungen, Girlanden, Fahnen und kinstlicher
Pflanzenschmuck.

(12) Stadien sind Versammlungsstatten mit Triblnen fir Besucher und mit nicht Uberdachten
Veranstaltungsflachen.

(13) Triblunen sind bauliche Anlagen mit ansteigenden Steh- oder Sitzplatzreihen (Stufenreihen) fir
Besucher.



(14) Innenbereich ist die von Triblnen umgebene Flache fur Darbietungen.

Teil 2
Allgemeine Bauvorschriften

Abschnitt 1
Bauteile und Baustoffe

8§83
Bauteile

(1) Tragende und aussteifende Bauteile, wie Wande, Pfeiler, Stitzen und Decken, missen
feuerbestandig sein. 2In erdgeschossigen Versammlungsstéatten sowie in Versammlungsstatten,

1. die sich im Erdgeschoss von Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3 befinden,
2. deren FuBboden an keiner Stelle mehr als 1 m unter der Gelandeoberflache liegt und
3. deren Rettungswege ebenerdig ins Freie zu offentlichen Verkehrsflachen fihren,

gentgen tragende und aussteifende Bauteile, die feuerhemmend sind. Die Satze 1 und 2 gelten nicht
fur erdgeschossige Versammlungsstatten mit selbsttatigen Feuerléschanlagen.

(2) AuRBenwénde mehrgeschossiger Versammlungsstatten missen aus nichtbrennbaren Baustoffen
bestehen.

(3) Trennwande sind erforderlich zum Abschluss von Versammlungsrdaumen und Biihnen. 2Diese
Trennwande mussen feuerbestdndig, in erdgeschossigen Versammlungsstatten mindestens
feuerhemmend sein. 3In der Trennwand zwischen der Bihne und dem Versammlungsraum ist eine
Bihnenéffnung zulassig. “Die Anforderung des Satzes 1 an die Feuerwiderstandsfahigkeit gilt nicht ftir
mobile Trennwande innerhalb von Versammlungsraumen, die der voribergehenden Unterteilung eines
Versammlungsraumes in mehrere Versammlungsrdume dienen.

(4) Werkstatten, Magazine und Lagerraume sowie Raume unter Triblnen und Podien missen
feuerbestandige Trennwande und Decken haben.

(5) 'Der FuRboden von Szenenflachen muss fugendicht sein. 2Betriebsbedingte Offnungen sind
zulassig. ®Die Unterkonstruktion, mit Ausnahme der Lagerhdlzer, muss aus nichtbrennbaren Baustoffen
bestehen. “R&ume unter dem FuBboden, die nicht zu einer Unterbllhne gehoren, missen
feuerbestandige Wande und Decken haben.

(6) Die Unterkonstruktion der FuBbdden von Triblnen und Podien, die veréanderbare Einbauten in
Versammlungsraumen sind, muss aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen; dies gilt nicht fir Podien
mit insgesamt nicht mehr als 20 m2 Flache.

(7) Veranderbare Einbauten sind so auszubilden, dass sie in ihrer Standsicherheit nicht durch
dynamische Schwingungen gefahrdet werden kénnen.

8§84
Dacher

(1) ‘Tragwerke von Dachern, die den oberen Abschluss von Raumen der Versammlungsstatte bilden
oder die von diesen R&umen nicht durch feuerbestdndige Bauteile getrennt sind, missen
feuerhemmend sein. ?Tragwerke von Dachern uber Triblnen und Szenenflachen im Freien miissen
mindestens feuerhemmend sein oder aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. 3Satz 1 gilt nicht fir
Versammlungsstéatten mit selbsttatigen Feuerldschanlagen.

(2) *Bedachungen, ausgenommen Dachhaut und Dampfsperre, miissen bei Dachern, die den oberen
Abschluss von Raumen der Versammlungsstétte bilden oder die von diesen Raumen nicht durch
feuerbesténdige Bauteile getrennt sind, aus nichtbrennbaren Baustoffen hergestellt werden. ?Dies gilt



nicht fir Bedachungen Giber Versammlungsraumen mit nicht mehr als 1 000 m2 Grundflache. 3§ 5 Absatz
1 bleibt unberdhrt.

(3) ILichtdurchlassige Bedachungen Uber Versammlungsrdumen missen aus nichtbrennbaren
Baustoffen bestehen. 2Bei Versammlungsraumen mit selbsttatigen Feuerléschanlagen geniigen
schwerentflammbare Baustoffe, die nicht brennend abtropfen kénnen.

8§85
Dammstoffe, Unterdecken, Bekleidungen und Bodenbelage

(1) Dammstoffe missen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen.

(2) 1Bekleidungen an Wanden in Versammlungsrdumen missen aus mindestens schwerentflammbaren
Baustoffen bestehen. 2In Versammlungsraumen mit nicht mehr als 1 000 m2 Grundflache geniigen
geschlossene nicht hinterliftete Holzbekleidungen.

(3) 'Unterdecken und Bekleidungen an Decken in Versammlungsraumen mussen aus nichtbrennbaren
Baustoffen bestehen. 2In Versammlungsraumen mit nicht mehr als 1 000 m2 Grundflache genligen
Bekleidungen aus mindestens schwerentflammbaren Baustoffen oder geschlossene nicht hinterliftete
Holzbekleidungen.

(4) In Foyers, durch die Rettungswege aus anderen Versammlungsrdumen fihren, in notwendigen
Treppenraumen, Raumen zwischen notwendigen Treppenrdumen und Ausgangen ins Freie sowie
notwendigen Fluren mussen Unterdecken und Bekleidungen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen.

(5) Bekleidungen, die mindestens schwerentflammbar sein mussen, diirfen nicht brennend abtropfen.

(6) *Unterkonstruktionen, Halterungen und Befestigungen von Unterdecken und Bekleidungen nach den
Absétzen 2 bis 4 missen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen; dies gilt nicht far
Versammlungsraume mit nicht mehr als 100 m2 Grundflache. 2In den Hohlraumen hinter Bekleidungen
aus brennbaren Baustoffen dirfen Kabel und Leitungen nur in Installationsschachten oder
Installationskanélen aus nichtbrennbaren Baustoffen verlegt werden.

(7) YIn notwendigen Treppenrdumen, Raumen zwischen notwendigen Treppenrdumen und Ausgangen
ins Freie missen Bodenbelage nichtbrennbar sein. 2In notwendigen Fluren sowie in Foyers, durch die
Rettungswege aus anderen Versammlungsraumen fiihren, missen Bodenbeldge mindestens
schwerentflammbar sein.

Abschnitt 2
Rettungswege

§6
Fuhrung der Rettungswege

(1) Rettungswege mussen ins Freie zu oOffentlichen Verkehrsflachen flihren. 2Zu den Rettungswegen
von Versammlungsstatten gehoéren insbesondere die frei zu haltenden Gange und Stufengénge, die
Ausgéange aus Versammlungsraumen, die notwendigen Flure und notwendigen Treppen, die Ausgénge
ins Freie, die als Rettungsweg dienenden Balkone, Dachterrassen und AuRentreppen sowie die
Rettungswege im Freien auf dem Grundstiick.

(2) Versammlungsstatten missen in jedem Geschoss mit Aufenthaltsraumen mindestens zwei
voneinander unabhangige bauliche Rettungswege haben; dies gilt fur Triblinen entsprechend. 2Die
Fuhrung beider Rettungswege innerhalb eines Geschosses durch einen gemeinsamen notwendigen
Flur ist zulassig. Rettungswege dirfen tber Balkone, Dachterrassen und Auf3entreppen auf das
Grundstuck fuhren, wenn sie im Brandfall sicher begehbar sind.

(3) 'Rettungswege diirfen tiber Gange und Treppen durch Foyers oder Hallen zu Ausgéngen ins Freie
gefuhrt werden, soweit mindestens ein weiterer von dem Foyer oder der Halle unabhangiger baulicher
Rettungsweg vorhanden ist. 2Foyers oder Hallen dirfen nicht als Raum zwischen notwendigen
Treppenraumen und Ausgéangen ins Freie im Sinn des § 35 Abs. 3 Satz 2 MBO" dienen.
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(4) Versammlungsstatten mussen fir Geschosse mit jeweils mehr als 800 Besucherplatzen nur diesen
Geschossen zugeordnete Rettungswege haben.

(5) *Versammlungsraume und sonstige Aufenthaltsraume, die fiir mehr als 100 Besucher bestimmt sind
oder mehr als 100 m2 Grundflache haben, missen jeweils mindestens zwei méglichst weit auseinander
und entgegengesetzt liegende Ausgéange ins Freie oder zu Rettungswegen haben. 2Die nach § 7 Abs.
4 Satz 1 ermittelte Breite ist moglichst gleichmafig auf die Ausgénge zu verteilen; die Mindestbreiten
nach § 7 Abs. 4 Satz 3 und 4 bleiben unberuhrt.

(6) Ausgange und sonstige Rettungswege muissen durch Sicherheitszeichen dauerhaft und gut sicht-
bar gekennzeichnet sein.

87
Bemessung der Rettungswege

(1) Die Entfernung von jedem Besucherplatz bis zum nachsten Ausgang aus dem Versammlungsraum
oder darf nicht langer als 30 m sein. 2Bei mehr als 5 m lichter Hohe ist je 2,5 m zusatzlicher lichter Héhe
Uber der fuir Besucher zuganglichen Ebene fir diesen Bereich eine Verlangerung der Entfernung um 5
m zulassig. 3Die Entfernung von 60 m bis zum nachsten Ausgang darf nicht Gberschritten werden. “Die
Satze 1 bis 3 gelten fur Tribinen auRerhalb von Versammlungsraumen sinngemar.

(2) Die Entfernung von jeder Stelle einer Biihne bis zum nachsten Ausgang darf nicht Ianger als 30 m
sein. 2Gange

zwischen den Wéanden der Buhne und den Ausstattungen missen eine lichte Breite von

0,80 m haben; in Gro3bihnen miissen diese Gange vorhanden sein.

(3) Die Entfernung von jeder Stelle eines notwendigen Flures oder eines Foyers bis zum Ausgang ins
Freie oder zu einem notwendigen Treppenraum darf nicht langer als 30 m sein.

(4) Die Breite der Rettungswege ist nach der gréRtmdglichen Personenzahl bis zur offentlichen
Verkehrsflache oder bis zu geeigneten Flachen im Freien zu bemessen. 2Dabei muss die lichte Breite
eines jeden Teils von Rettungswegen fir die darauf angewiesenen Personen mindestens betragen bei

1. Versammlungsstétten im Freien sowie Stadien 1,20 m je 600 Personen,

2. anderen Versammlungsstéatten 1,20 m je 200 Personen;

Zwischenwerte sind zulassig. 3Die lichte Mindestbreite eines jeden Teils von Rettungswegen, auf die
mehr als 200 Personen angewiesen sind, muss 1,20 m betragen. “Bei Rettungswegen von
Versammlungsraumen mit nicht mehr als 200 Besucherplatzen und bei Rettungswegen im Blihnenhaus
genigt eine lichte Breite von 0,90 m. SFiur Rettungswege von Arbeitsgalerien genligt eine Breite von
0,80 m.

(5) *Ausstellungshallen missen durch Géange so unterteilt sein, dass die Tiefe der zur Aufstellung von
Ausstellungsstanden bestimmten Grundflachen (Ausstellungsflachen) nicht mehr als 30 m betragt. 2Die
Entfernung von jeder Stelle auf einer Ausstellungsflache bis zu einem Gang darf nicht mehr als 20 m
betragen; sie wird auf die nach Absatz 1 bemessene Entfernung nicht angerechnet. *Die Gange missen
auf moglichst geradem Weg zu entgegengesetzt liegenden Ausgangen fiihren. “Die lichte Breite der
Gange und der zugehdrigen Ausgange muss mindestens 3 m betragen.

(6) Die Entfernungen werden in der Lauflinie gemessen.

§8
Treppen

(1) Die Fuhrung der jeweils anderen Geschossen zugeordneten notwendigen Treppen in einem
gemeinsamen notwendigen Treppenraum (Schachteltreppen) ist zulassig.

(2) Notwendige Treppen mussen feuerbestandig sein. 2Fir notwendige Treppen in notwendigen
Treppenraumen oder als AuBentreppen geniligen nichtbrennbare Baustoffe. 3Fir notwendige Treppen



von Tribinen und Podien als veranderbare Einbauten genitigen Bauteile aus nichtbrennbaren
Baustoffen und Stufen aus Holz. “Die Satze 1 bis 3 gelten nicht fir notwendige Treppen von
Ausstellungsstanden.

(3) Die lichte Breite notwendiger Treppen darf nicht mehr als 2,40 m betragen.

(4) 'Notwendige Treppen und dem allgemeinen Besucherverkehr dienende Treppen miissen auf beiden
Seiten feste und griffsichere Handlaufe ohne freie Enden haben. 2Die Handlaufe sind (ber
Treppenabsatze fortzufihren.

(5) Notwendige Treppen und dem allgemeinen Besucherverkehr dienende Treppen missen
geschlossene Trittstufen haben; dies gilt nicht fur Au3entreppen.

(6) Wendeltreppen sind als notwendige Treppen fur Besucher unzulassig.

89
Turen und Tore

(1) Tdren und Tore in raumabschlieBenden Innenwénden, die feuerbestéandig sein missen, sowie in
inneren Brandwanden, missen mindestens feuerhemmend, rauchdicht und selbstschlielRend sein.

(2) Turen und Tore in raumabschlieBenden Innenwénden, die feuerhemmend sein missen, mussen
mindestens rauchdicht und selbstschliel3end sein.

(3) 1Turen in Rettungswegen missen in Fluchtrichtung aufschlagen und dirfen keine Schwellen haben.
2Wahrend des Aufenthaltes von Personen in der Versammlungsstéatte, miissen die Tiren der jeweiligen
Rettungswege jederzeit von innen leicht und in voller Breite getffnet werden koénnen.

(4) ‘Schiebetiren sind im Zuge von Rettungswegen unzulassig, dies gilt nicht fir automatische
Schiebetiren, die die Rettungswege nicht beeintrachtigen. 2Pendeltliren missen in Rettungswegen
Vorrichtungen haben, die ein Durchpendeln der Turen verhindern.

(5) Turen, die selbstschlieend sein missen, dirfen offengehalten werden, wenn sie Einrichtungen
haben, die bei Raucheinwirkung ein selbsttatiges SchlieRen der Tiren bewirken; sie missen auch von
Hand geschlossen werden kénnen.

(6) Mechanische Vorrichtungen zur Vereinzelung oder Zahlung von Besuchern, wie Drehtliren oder -
kreuze, sind in Rettungswegen unzuldssig; dies gilt nicht fir mechanische Vorrichtungen, die im
Gefahrenfall von innen leicht und in voller Breite gedffnet werden kénnen.

Abschnitt 3
Besucherplatze und Einrichtungen far Besucher

§10
Bestuhlung, Gange und Stufengange

(1) YIn Reihen angeordnete Sitzplatze missen unverriickbar befestigt sein; werden nur voriibergehend
Stihle aufgestellt, so sind sie in den einzelnen Reihen fest miteinander zu verbinden. 2Satz 1 gilt nicht
fur Gaststatten und Kantinen sowie flir abgegrenzte Bereiche von Versammlungsraumen mit nicht mehr
als 20 Sitzplatzen und ohne Stufen, wie Logen.

(2) Die Sitzplatzbereiche der Tribiinen von Versammlungsstéatten mit mehr als 5 000 Besucherplatzen
mussen unverriickbar befestigte Einzelsitze haben.

(3) 1Sitzplatze missen mindestens 0,50 m breit sein. 2Zwischen den Sitzplatzreihen muss eine lichte
Durchgangsbreite von mindestens 0,40 m vorhanden sein. 3Die Satze 1 und 2 gelten nicht fir
Biertischgarnituren. Fir Biertischgarnituren gilt eine Sitzplatzbreite von 0,44 m. Abweichend von § 7
Absatz 4 dirfen zwischen den Stirnseiten Gange mit einer Mindestbreite von 0,80 m vorgesehen
werden, sofern nicht mehr als 120 Personen auf sie angewiesen sind. Diese Gange missen zu
Rettungswegen fuhren.



(4) Sitzplatze mussen in Blocken von hdchstens 30 Sitzplatzreihen angeordnet sein. 2Zwischen den
Blocken missen Géange mit einer Mindestbreite von 1,20 m vorhanden sein; hinter Blocken sollen
Gange mit einer Mindestbreite von 1,20 m vorhanden sein. 3Die Gange miissen auf méglichst kurzem
Weg zum Ausgang fuhren.

(5) 'Seitlich eines Ganges diirfen héchstens zehn Sitzplatze, bei Versammlungsstatten im Freien und
Stadien hoéchstens 20 Sitzplatze angeordnet sein.2Zwischen zwei Seitengangen dirfen 20 Sitzplatze,
bei Versammlungsstatten im Freien und Stadien hochstens 40 Sitzplatze angeordnet sein. 3In
Versammlungsraumen dirfen zwischen zwei Seitengangen hochstens 50 Sitzplatze angeordnet sein,
wenn auf jeder Seite des Versammlungsraumes fiir jeweils vier Sitzreihen eine Tir mit einer lichten
Breite von 1,20 m angeordnet ist.

(6) *Von jedem Tischplatz darf der Weg zu einem Gang nicht langer als 10 m sein. 2Der Abstand von
Tisch zu Tisch soll 1,50 m nicht unterschreiten.

(7) In Versammlungsrdumen mit Reihenbestuhlung missen
1. von bis zu 5 000 vorhandenen Besucherplatzen mindestens 1 Prozent und
2. von dartiber hinaus vorhandenen Besucherplatzen mindestens 0,5 Prozent,

mindestens jedoch zwei Platze als Flachen fir Rollstuhlbenutzer freigehalten werden. 2Die Platze und
die Wege zu ihnen sind durch Hinweisschilder gut sichtbar zu kennzeichnen. 3Fir Versammlungsstatten
im  Freien, Freisportanlagen und  Stadien gelten Satz 1 und 2  entspre-
chend.

(8) tStufen in Gangen (Stufengange) missen eine Steigung von mindestens 0,10 m und héchstens 0,19
m und einen Auftritt von mindestens 0,26 m haben. 2Der FuBboden des Durchganges zwischen
Sitzplatzreihen und der Fufboden von Stehplatzreihen muss mit dem anschlieRenden Auftritt des
Stufenganges auf einer Hohe liegen. 3Stufengénge in Mehrzweckhallen mit mehr als 5 000
Besucherplatzen und in Stadien missen sich durch farbliche Kennzeichnung von den umgebenden
Flachen deutlich abheben.

(9) Die Absatze 1 bis 8 gelten auch fur Triblnen und Podien als veréanderbare Einbauten. Abweichend
von Absatz 8 Satz 1 dirfen die Stufen in Gangen (Stufengangen) eine Steigung von héchstens 0,20 m
haben, wenn diese Triblinen und Podien verdnderbare Einbauten sind, fir die eine geltende
Ausfiihrungsgenehmigung als Fliegender Bau nach § 76 Absatz 2 Satz 1 MBO" vorliegt.

§11
Abschrankungen und Schutzvorrichtungen

(1) Flachen, die im Allgemeinen zum Begehen bestimmt sind und unmittelbar an tiefer liegende
Flachen angrenzen, sind mit Abschrankungen zu umwehren, soweit sie nicht durch Stufengénge oder
Rampen mit der tiefer liegenden Flache verbunden sind. Satz 1 gilt auch fir veranderbare Einbauten.
Satz 1 ist nicht anzuwenden:

1. fur die den Besucherinnen und Besuchern zugewandten Seiten von Biihnen und Szenenflachen,

2. vor Stufenreihen, wenn die Stufenreihe nicht mehr als 0,50 m tber dem Fuf3boden der
davorliegenden Stufenreihe oder des Versammlungsraumes liegt oder

3. vor Stufenreihen, wenn die Rickenlehnen der Sitzplatze der davorliegenden Stufenreihe den
FuRRboden der hinteren Stufenreihe um mindestens 0,65 m tberragen.

(2) Abschrankungen, wie Umwehrungen, Gelander, Wellenbrecher, Zaune, Absperrgitter oder
Glaswéande, missen mindestens 1,10 m hoch sein. Umwehrungen und Gelander von Flachen, auf
denen mit der Anwesenheit von Kleinkindern zu rechnen ist, sind so zu gestalten, dass ein
Uberklettern erschwert wird. Der Abstand von Umwehrungs- und Gelanderteilen darf in einer Richtung
nicht mehr als 0,12 m betragen.

) nach Landesrecht



(3) Vor Sitzplatzreihen geniigen Umwehrungen von 0,90 m Héhe. Bei mindestens 0,20 m
Brustungsbreite der Umwehrung gentigen 0,80 m, bei mindestens 0,50 m Bristungsbreite gentigen
0,70 m. Liegt die Stufenreihe nicht mehr als 1 m Giber dem Fufl3boden der davor liegenden Stufenreihe
oder des Versammlungsraumes, gentigen vor Sitzplatzreihen 0,65 m.

(4) Abschrankungen in den fur Besucherinnen und Besucher zugénglichen Bereichen missen so
bemessen sein, dass sie dem Druck einer Personengruppe standhalten.

(5) Die FuBbéden und Stufen von Triblnen, Podien, Biihnen oder Szenenflachen dirfen keine
Offnungen haben, durch die Personen abstiirzen kénnen.

(6) Spielfelder, Manegen, Fahrbahnen fir den Rennsport und Reitbahnen miissen durch
Abschrankungen, Netze oder andere Vorrichtungen so gesichert sein, dass Besucherinnen und
Besucher durch die Darbietung oder den Betrieb des Spielfeldes, der Manege oder der Bahn nicht
gefahrdet werden. Fir Darbietungen und fir den Betrieb technischer Einrichtungen im Luftraum tber
den Besucherplatzen gilt Satz 1 entsprechend.

(7) Werden Besucherplatze im Innenbereich von Fahrbahnen angeordnet, so muss der Innenbereich
ohne Betreten der Fahrbahnen erreicht werden kénnen.

8§12
Toilettenrdume

(1) YIn Versammlungsstatten muss eine ausreichende Anzahl von Toiletten vorhanden sein. 2Auf dem
Gelande der Versammlungsstétte oder in der Nahe vorhandene Toiletten kbnnen angerechnet werden,
wenn sie firr die Besucher der Versammlungsstatte zuganglich sind.

(2) Fur Rollstuhlbenutzer muss eine ausreichende Zahl geeigneter, stufenlos erreichbarer Toiletten,
mindestens jedoch je zehn Platzen fur Rollstuhlbenutzer eine Toilette vorahnden sein.

(3) Jeder Toilettenraum muss einen Vorraum mit Waschbecken haben. Enthalt ein Toilettenraum nur
eine einzelne Toilette, genigt ein Waschbecken innerhalb dieses Raumes.

§13
Barrierefreie Stellplatze

1Die Zahl der notwendigen barrierefreien Stellplatze muss mindestens der Halfte der Zahl der nach §
10 Abs. 7 erforderlichen Besucherplatze entsprechen. 2Auf diese Stellplatze ist dauerhaft und leicht
erkennbar hinzuweisen.

Abschnitt 4
Technische Anlagen und Einrichtungen, besondere Raume

8§14
Sicherheitsstromversorgungsanlagen, elektrische Anlagen und Blitzschutzanlagen

(1) Versammlungsstatten missen eine Sicherheitsstromversorgungsanlage haben, die bei Ausfall der
Stromversorgung den Betrieb der sicherheitstechnischen Anlagen und Einrichtungen tbernimmt,
insbesondere der

1. Sicherheitsbeleuchtung,

2. selbsttatigen Feuerléschanlagen und Druckerhhungsanlagen fur die Loschwasserversorgung,

3. Rauchabzugsanlagen,

4. Brandmeldeanlagen,

5. Alarmierungsanlagen.

(2) In Versammlungsstétten fur verschiedene Veranstaltungsarten, wie Mehrzweckhallen, Theater und
Studios, sind fiir die voribergehende Verlegung beweglicher Kabel und Leitungen bauliche



Vorkehrungen, wie Installationsschéachte und -kanéle oder Abschottungen, zu treffen, die die
Ausbreitung von Feuer und Rauch verhindern und die sichere Begehbarkeit, insbesondere der
Rettungswege, gewdahrleisten.

(3) Elektrische Schaltanlagen dirfen fur Besucher nicht zuganglich sein.

(4) Versammlungsstatten mussen Blitzschutzanlagen haben, die auch die sicherheitstechnischen
Einrichtungen schitzen (au3erer und innerer Blitzschutz).

§15
Sicherheitsbeleuchtung

(1) In Versammlungsstétten muss eine Sicherheitsbeleuchtung vorhanden sein, die so beschaffen ist,
dass Arbeitsvorgange insbesondere auf Biihnen und Szenenflachen sicher abgeschlossen werden
kénnen und sich Besucher, Mitwirkende und Betriebsangehdrige auch bei vollstandigem Versagen der
allgemeinen Beleuchtung bis zu 6ffentlichen Verkehrsflachen hin gut zurechtfinden kénnen. Fur den
Weg zu offentlichen Verkehrsflachen gilt dies zum Beispiel als erfillt, wenn die ([Lichtstéarke mindestens
1 Lux betragt.

(2) Eine Sicherheitsbeleuchtung muss vorhanden sein
1. in Rettungswegen nach § 6,

2. in Versammlungsraumen sowie in allen tGbrigen Raumen fir Besucher (z. B. Foyers, Garderoben,
Toiletten),

3. fir Buhnen und Szenenflachen,

4. in den Raumen fur Mitwirkende und Beschéftigte mit mehr als 20 m2 Grundflache, ausgenommen
Buroraume,

5. in elektrischen Betriebsrdumen, in Raumen fir haustechnische Anlagen sowie in Scheinwerfer- und
Bildwerferraumen,

6. in Versammlungsstatten im Freien und Stadien, die wahrend der Dunkelheit benutzt werden,

7. fur Sicherheitszeichen von Ausgéangen und Rettungswegen,
8. fur Stufenbeleuchtungen.

(3) In betriebsmaRig verdunkelten Versammlungsraumen, auf Bihnen und Szenenflachen muss eine
Sicherheitsbeleuchtung in Bereitschaftsschaltung vorhanden sein. 2Die Ausgange, Gange und Stufen
im Versammlungsraum mussen auch bei Verdunklung unabhangig von der tbrigen
Sicherheitsbeleuchtung erkennbar sein. 3Bei Gangen in Versammlungsraumen mit auswechselbarer
Bestuhlung sowie bei Stadien mit Sicherheitsbeleuchtung ist eine Stufenbeleuchtung nicht
erforderlich.

§16
Rauchableitung

(1) Versammlungsraume und sonstige Aufenthaltsraume mit jeweils mehr als 50 m? Grundflache sowie
Magazine, Lagerradume und Szenenflaichen mit jeweils mehr als 200 m2 Grundflache, Buhnen und
notwendige Treppenrdaume mussen zur Unterstiitzung der Brandbekampfung entraucht werden kénnen.

(2) Die Anforderung des Absatzes 1 ist insbesondere erfllt bei

1. Versammlungsraumen und sonstigen AufenthaltsrAumen bis 200 m? Grundflache, wenn diese
Raume Fenster nach § 47 Abs. 2 MBO" haben,
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2. Versammlungsraumen, sonstigen Aufenthaltsraumen, Magazinen und Lagerrdumen mit nicht mehr
als 1000 m2 Grundflache, wenn diese Raume entweder an der obersten Stelle Offnungen zur
Rauchableitung mit einem freien Querschnitt von insgesamt 1 Prozent der Grundflache oder im oberen
Drittel der AuRenwénde angeordnete Offnungen, Turen oder Fenster mit einem freien Querschnitt von
insgesamt 2 Prozent der Grundflache haben und Zuluftflachen in insgesamt gleicher GréRRe, jedoch mit
nicht mehr als 12 m2 freiem Querschnitt, vorhanden sind, die im unteren Raumdrittel angeordnet werden
sollen,

3. Versammlungsraumen, sonstigen Aufenthaltsraumen, Magazinen und Lagerrdumen mit mehr als
1 000 m2 Grundflache, wenn diese RAume Rauchabzugsanlagen haben, bei denen je héchstens 400
m2 der Grundflache mindestens ein Rauchabzugsgerat mit mindestens 1,5 m2 aerodynamisch
wirksamer Flache im oberen Raumdrittel angeordnet wird, je hdchstens 1600 m2 Grundflache
mindestens eine Auslosegruppe fir die Rauchabzugsgeréte gebildet wird und Zuluftflachen im unteren
Raumdrittel von insgesamt mindestens 12 m?2 freiem Querschnitt vorhanden sind,

4. Buhnen gemal § 2 Abs. 5 sowie Szenenflachen, wenn an der obersten Stelle des Buihnenraumes
oder des Raumes oberhalb der Szenenflache Offnungen zur Rauchableitung mit einem freien
Querschnitt von insgesamt mindestens 5 Prozent, bei den Szenenflachen von insgesamt mindestens 3
Prozent ihrer Grundflache angeordnet werden. Zuluftflachen muissen in insgesamt gleicher Grof3e im
unteren Raumdrittel der Bihnen oder der Raume mit Szenenflaichen vorhanden sein; bei
BUhnenraumen mit Schutzvorhang mussen die Zuluftflichen so angeordnet sein, dass sie auch bei
geschlossenem Schutzvorhang im Buhnenbereich wirksam sind.

(3) 'Die Anforderung des Absatzes 1 ist insbesondere auch erfiillt, wenn in den Fallen des Absatzes 2
Nrn. 1 bis 3 maschinelle Rauchabzugsanlagen vorhanden sind, bei denen je héchsten 400 m2 der
Grundflache der R&ume mindestens ein Rauchabzugsgerdt oder eine Absaugstelle mit einem
Luftvolumenstrom von 10 000 m3/h im oberen Raumdrittel angeordnet wird. 2Bei R&umen mit mehr als
1 600 m2 Grundflache gentgt

1. zu dem Luftvolumenstrom von 40 000 m3/h fur die Grundflache von 1 600 m? ein zusatzlicher
Luftvolumenstrom von 5 000 m3/h je angefangene weitere 400 m2 Grundflache; der sich ergebende
Gesamtvolumenstrom je Raum ist gleichmaRig auf die nach Satz 1 anzuordnenden Absaugstellen oder
Rauchabzugsgerate zu verteilen, oder

2. ein Luftvolumenstrom von mindestens 40 000 m3h je Raum, wenn sichergestellt ist, dass dieser
Luftvolumenstrom im Bereich der Brandstelle auf einer Grundflache von héchstens 1 600 m2 von den
nach Satz 1 anzuordnenden Absaugstellen oder Rauchabzugsgeraten gleichmafig geférdert werden
kann.

3Die Zuluftflachen missen im unteren Raumdrittel in solcher GroRe und so angeordnet werden, dass
eine maximale Stromungsgeschwindigkeit von 3 m/s nicht iiberschritten wird. “Anstelle der Offnungen
zur Rauchableitung nach Absatz 2 Nr. 4 konnen maschinelle Rauchabzugsanlagen verwendet werden,
wenn sie bezlglich des Schutzziels nach Absatzes 1 ausreichend bemessen sind.

(4) Die Anforderung des Absatzes 1 ist auch erflllt bei Versammlungsrdumen, sonstigen
Aufenthaltsrdumen, Magazinen und LagerrGumen nach Absatz 2 Nrn. 1 bis 3 mit Sprinkleranlagen,
wenn in diesen Raumen vorhandene Liftungsanlagen selbsttétig bei Auslésen der Brandmeldeanlage,
soweit diese nach § 20 Abs. 1 erforderlich ist, im Ubrigen bei Auslésen der Sprinkleranlage so betrieben
werden, dass sie nur entliften und die ermittelten Luftvolumenstrdme nach Absatz 3 Satz 1 und Satz 2
Nr. 1 einschlieBlich Zuluft erreicht werden, soweit es die Zweckbestimmung der Absperrvorrichtungen
gegen Brandubertragung zuléasst; in Leitungen zum Zweck der Entliftung dirfen Absperrvorrichtungen
nur thermische Ausléser haben.

(5) Die Anforderung des Absatzes 1 ist erfilllt bei
1. notwendigen Treppenrdumen mit Fenstern gemall § 35 Abs. 8 Satz 2 Nr. 1 MBO?, wenn diese

Treppenrdaume an der obersten Stelle eine Offnung zur Rauchableitung mit einem freien Querschnitt
von mindestens 1,0 m2 haben,
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2. notwendigen Treppenrdumen gemaf § 35 Abs. 8 Satz 2 Nr. 2 MBO?, wenn diese Treppenraume
Rauchabzugsgerate mit insgesamt mindestens 1,0 m2 aerodynamisch wirksamer Flache haben, die im
oder unmittelbar unter dem oberen Treppenraumabschluss angeordnet werden.

(6) Anstelle von Offnungen zur Rauchableitung nach Absatz 2 Nrn. 2 und 4 und Absatz 5 Nr. 1 sowie
Rauchabzugsgeraten nach Absatz 5 Nr. 2 ist die Rauchableitung Giber Schachte mit stromungstechnisch
aquivalenten Querschnitten zulassig, wenn die Wande der Schachte raumabschliefend und so
feuerwiderstandsfahig wie die durchdrungenen Bauteile, mindestens jedoch feuerhemmend sowie aus
nichtbrennbaren Baustoffen sind.

(7) Turen oder Fenster nach Absatz 2 Nr. 2, mit Abschliissen versehene Offnungen zur Rauchableitung
nach Absatz 2 Nrn. 2 und 4 und Absatz 5 Nr. 1 und Rauchabzugsgerate nach Absatz 5 Nr. 2 missen
Vorrichtungen zum Offnen haben, die von jederzeit zugéanglichen Stellen aus leicht von Hand bedient
werden kdnnen; sie kbnnen auch an einer jederzeit zuganglichen Stelle zusammengefiihrt werden. 2In
notwendigen Treppenraumen missen die Vorrichtungen von jedem Geschoss aus bedient werden
konnen. 3Geschlossene Offnungen, die als Zuluftflichen dienen, miissen leicht geoffnet wer-den
kénnen.

(8) Rauchabzugsanlagen missen selbsttatig auslésen und von Hand von einer jederzeit zugénglichen
Stelle ausgel6st werden kdnnen.

(9) *Manuelle Bedienungs- und Ausl6sestellen nach Absatz 7 und 8 sind mit einem Hinweisschild mit
der Bezeichnung ,RAUCHABZUG" und der Angabe des jeweiligen Raumes zu versehen. 2An den
Stellen muss die Betriebsstellung der jeweiligen Anlage sowie der Fenster, Tiren, Abschliisse und
Rauchabzugsgerate erkennbar sein.

(10) Maschinelle Rauchabzugsanlagen sind fur eine Betriebszeit von 30 Minuten bei einer
Rauchgastemperatur von 600°C auszulegen. 2Die Auslegung kann mit einer Rauchgastemperatur von
300°C erfolgen, wenn der Luftvolumenstrom des Raums mindestens 40 000 m3/h betragt. 3Die
Zuluftzufihrung muss durch selbsttatige Ansteuerung und spéatestens gleichzeitig mit Inbetriebnahme
der Anlage erfolgen. “Maschinelle Liftungsanlagen kdnnen als maschinelle Rauchabzugsanlagen
betrieben werden, wenn sie die an diese gestellten Anforderungen erfillen.

(11) Die Abschlusse der Offnungen zur Rauchableitung von Bilhnen mit Schutzvorhang missen bei
einem Uberdruck von 350 Pa selbsttatig offnen; eine selbsttatige Auslosung durch geeignete
Temperaturmelder ist zulassig.

§17
Heizungsanlagen und Luftungsanlagen

(1) *Heizungsanlagen in Versammlungsstatten missen dauerhaft fest eingebaut sein. 2Sie missen so
angeordnet sein, dass ausreichende Abstande zu Personen, brennbaren Bauprodukten und
brennbarem Material eingehalten werden und keine Beeintréachtigung durch Abgase entstehen.

(2) Versammlungsraume und sonstige Aufenthaltsraume mit mehr als 200 m2 Grundflache missen
Luftungsanlagen haben.

§18
Stéande und Arbeitsgalerien fur Licht-, Ton-, Bild- und Regieanlagen

(1) 'Stdnde und Arbeitsgalerien fir den Betrieb von Licht-, Ton-, Bild- und Regieanlagen, wie
Schnirbdden, Beleuchtungstirme oder Arbeitsbriicken, missen aus nichtbrennbaren Baustoffen
bestehen. 2Der Abstand zwischen Arbeitsgalerien und Raumdecken muss mindestens 2 m betragen.

(2) *Von Arbeitsgalerien miissen mindestens zwei Rettungswege erreichbar sein. 2Jede Arbeitsgalerie
einer Hauptbiihne muss auf beiden Seiten der Hauptbihne einen Ausgang zu Rettungswegen
auBBerhalb des Buihnenraumes haben.

(3) Offnungen in Arbeitsgalerien miissen so gesichert sein, dass Personen oder Gegensténde nicht
herabfallen kénnen.
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§19
Feuerléscheinrichtungen und -anlagen

(1) *Versammlungsraume, Bihnen, Foyers, Werkstéatten, Magazine, Lagerraume und notwendige Flure
sind mit geeigneten Feuerldschern in ausreichender Zahl auszustatten. 2Die Feuerldscher sind gut
sichtbar und leicht zuganglich anzubringen.

(2) In Versammlungsstatten mit Versammlungsrdumen von insgesamt mehr als 1 000 m2 Grundflache
missen Wandhydranten fiir die Feuerwehr (Typ F) in ausreichender Zahl gut sichtbar und leicht
zuganglich an geeigneten Stellen angebracht sein; im Einvernehmen mit der Brandschutzdienststelle
kann auf Wandhydranten verzichtet oder konnen anstelle von Wandhydranten trockene
Léschwasserleitungen zugelassen werden.

(3) Versammlungsstatten mit Versammlungsraumen von insgesamt mehr als 3 600 m2 Grundflache
missen eine selbsttatige Feuerldschanlage haben; dies gilt nicht flir Versammlungsstatten, deren
Versammlungsraume jeweils nicht mehr als 400 m2 Grundflache haben.

(4) Versammlungsraume, bei denen eine FuRbodenebene héher als 22 m Uber der Gelandeoberflache
liegt, sind nur in Gebauden mit selbsttatiger Feuerléschanlage zulassig.

(5) Versammlungsraume in Kellergeschossen miissen eine selbsttatige Feuerldschanlage haben.
2Dies gilt nicht fir Versammlungsraume mit nicht mehr als 200 m?, deren Fu3boden an keiner Stelle
mehr als 5 m unter der Geldndeoberflache liegt.

(6) In Versammlungsraumen mussen offene Kiichen oder ahnliche Einrichtungen mit einer Grundflache
von mehr als 30 m2 eine daflir geeignete selbsttatige Feuerléschanlage haben.

(7) Die Wirkung selbsttatiger Feuerldschanlagen darf durch Uberdeckte oder mehrgeschossige
Ausstellungs- oder Dienstleistungsstande nicht beeintrachtigt werden.

(8) Selbsttatige Feuerléschanlagen missen an eine Brandmelderzentrale angeschlossen sein.

§20
Brandmelde- und Alarmierungsanlagen, Brandmelder- und Alarmzentrale, Brandfallsteuerung
der Aufzige

(1) Versammlungsstatten mit Versammlungsrdumen von insgesamt mehr als 1 000 m? Grundflache
missen Brandmeldeanlagen mit automatischen und nichtautomatischen Brandmeldern haben.

(2) Versammlungsstatten mit Versammlungsraumen von insgesamt mehr als 1 000 m2 Grundflache
missen Alarmierungs- und Lautsprecheranlagen haben, mit denen im Gefahrenfall Besucher, Mit-
wirkende und Betriebsangehérige alarmiert und Anweisungen erteilt werden kénnen.

(3) Versammlungsstatten mit Foyers oder Hallen, durch die Rettungswege aus anderen
Versammlungsraumen fuhren, missen Brandmeldeanlagen nach Absatz 1 und Alarmierungs- und
Lautsprecheranlagen nach Absatz 2 haben.

(4) In Versammlungsstatten mit Versammlungsrdumen von insgesamt mehr als 1 000 m2 Grundflache
mussen zusatzlich zu den 6rtlichen Bedienungsvorrichtungen zentrale Bedienungsvorrichtungen fir
Rauchabzugs-, Feuerldsch-, Brandmelde-, Alarmierungs- und Lautsprecheranlagen in einem fir die
Feuerwehr leicht zugénglichen Raum (Brandmelder- und Alarmzentrale) zusammengefasst werden.

(5) tIn Versammlungsstatten mit Brandmeldeanlagen miissen die

Aufziige mit einer Brandfallsteuerung ausgestattet sein, die durch die Brandmeldeanlage ausgeltst
wird. 2Die Brandfallsteuerung muss sicherstellen, dass die Aufziige ein Geschoss mit Ausgang ins Freie
oder, wenn dieses Geschoss von der Brandmeldung betroffen ist, ein anderes geeignetes Geschoss
unmittelbar anfahren und dort mit gedffneten Turen aul3er Betrieb gehen.

(6) Selbsttatige Brandmeldeanlagen missen durch technische MalRnahmen gegen Falschalarme
gesichert sein. 2Brandmeldungen missen von der Brandmelderzentrale unmittelbar und selbsttatig zur
Leitstelle der Feuerwehralarmierung weitergeleitet werden.



§21
Werkstatten, Magazine und Lagerraume

(1) Fur feuergefahrliche Arbeiten, wie Schweil3-, L6t- oder Klebearbeiten, mussen dafur geeignete
Werkstatten vorhanden sein.

(2) Fur das Aufbewahren von Dekorationen, Requisiten und anderem brennbaren Material miissen
eigene Lagerraume (Magazine) vorhanden sein.

(3) Fur die Sammlung von Abféllen und Wertstoffen miissen dafiir geeignete Behdlter im Freien oder
besondere Lagerraume vorhanden sein.

(4) Werkstatten, Magazine und Lagerrdume durfen mit notwendigen Treppenrdumen, Uuber die
Rettungswege fur Besucher fuhren, nicht in unmittelbarer Verbindung stehen.

Teil 3
Besondere Bauvorschriften

Abschnitt 1
GrolRblhnen

8§22
Buhnenhaus

(1) In Versammlungsstéatten mit Grof3bihnen sind alle fir den Buhnenbetrieb notwendigen Rdume und
Einrichtungen in einem eigenen, von dem Zuschauerhaus getrennten Buhnenhaus unterzubringen.

(2) 1Die Trennwand zwischen Biihnen- und Zuschauerhaus muss feuerbestandig und in der Bauart einer
Brandwand hergestellt sein. 2Tiren in dieser Trennwand mussen feuerbestandig und selbstschlieRend
sein.

§ 23
Schutzvorhang

(1) ‘Die Buhnenodffnung von Grof3biihnen muss gegen den Versammlungsraum durch einen Vorhang
aus nichtbrennbarem Material dicht geschlossen werden kdnnen (Schutzvorhang). 2Der Schutzvorhang
muss durch sein Eigengewicht schlieBen konnen. S2Die Schlie3zeit darf 30 Sekunden nicht
Uberschreiten. “Der Schutzvorhang muss einem Druck von 450 Pa nach beiden Richtungen
standhalten. 5Eine hochstens 1 m breite, zur Hauptbiihne sich 6ffnende, selbsttatig schlieRende Tir im
Schutzvorhang ist zulassig. 8Das untere Profil dieses Schutzvorhangs muss ausreichend steif sein oder
mit Stahldornen in entsprechende stahlbewehrte Aussparungen im Bihnenboden eingreifen.

(2) 1Der Schutzvorhang muss so angeordnet sein, dass er im geschlossenen Zustand an allen Seiten
an feuerbestandige Bauteile anschlief3t. 2Der Blihnenboden darf unter dem Schutzvorhang durchgefiihrt
werden.

(3) 1Die Vorrichtung zum SchlieBen des Schutzvorhangs muss mindestens an zwei Stellen von Hand
ausgelost werden kdnnen. 2Beim SchlieBen muss auf der Biihne ein Warnsignal zu héren sein.

(4) *Anstelle des Schutzvorhangs nach Absatz 1 sind mindestens feuerhemmende und
dichtschlieBende Feuerschutzvorhédnge und -tore zuléssig, die insbesondere fiir den dauerhaften
Gebrauch, die zu erwartenden Luftstrémungen, Formstabilitat (insbesondere Einwirkung durch
umstirzende Gegenstéande und Aufbauten auf Biihnen), das Abrollen bei Druckdifferenzen und fiir den
jeweiligen Anwendungsfall im Biihnenhaus geeignet sind. 2Absatz 1 Satz 3 sowie die Absatze 2 und 3
gelten sinngeman.

(5) Das Zusammenwirken der sicherheitstechnischen Einrichtungen, insbesondere der Rauch- und
Warmeabzugsanlagen, Schutzvorhédnge, Feuerschutzvorhédnge und -tore nach Absatz 4 sowie


ViebranzConstantinMW
Hervorheben
gem. der nachfolgenden Aufzählung müsste es hießen:
"... sicherheitstechnischen Anlagen und Einrichtungen..." 
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Hervorheben
Dies ergibt sich bereits aus den Verwendungs- und Ausführungsbestimmungen nach 5.1.6 des Anhangs 4 MVV TB. Sollten die Ausführungsbestimmung hier dennoch benannt werden, so wäre die Aufzählung um folgenden Punkt zu ergänzen:
"Es dürfen Feuerschutzvorhänge nur in den Abmessungen verwendet und eingebaut werden, für die auch eine
Prüfung erfolgt ist. Eine Aneinanderreihung von zwei oder mehr Feuerschutzvorhängen, auch eine solche mit
Trennung durch Stützelemente, ist nicht zulässig."



selbsttatige Feuerléschanlagen, ist fur das bestimmungsgemafle Zusammenwirken untereinander bei
Inbetriebnahme und wiederkehrend” zu prufen (Wirk-Prinzip-Prifung).

§24
Feuerlésch- und Brandmeldeanlagen

(1) GroRbuhnen missen eine selbsttatige Sprihwasserldschanlage haben, die auch den
Schutzvorhang beaufschlagt. 2Anstelle der selbsttatigen Spriihwasserldéschanlage ist in den Fallen des
§ 23 Absatz 4 auch eine selbsttatige Wassernebelléschanlage zulassig, wenn deren (Betriebssicherheit
und Wirksamkeit nachgewiesen ist.

(2) * Sprihwasserldschanlagen und Wassernebelldschanlagen miissen zusatzlich mindestens von zwei
Stellen aus von Hand in Betrieb gesetzt werden kénnen und durch technische Maf3hahmen gegen
Fehlausldsungen und Fehlbedienungen gesichert sein.

(3) In GroRbiihnen missen neben den Ausgéngen zu den Rettungswegen in Hohe der Arbeitsgalerien
und des Schnirbodens Wandhydranten vorhanden sein.

(4) GroRRbuhnen und Raume mit besonderen Brandgefahren missen eine Brandmeldeanlage mit
automatischen und nichtautomatischen Brandmeldern haben.

(5) Die Auslosung eines Alarmes muss optisch und akustisch am Platz der Brandsicherheitswache
erkennbar sein.

8§25
Platz fur die Brandsicherheitswache

(1) *Auf jeder Seite der Biihnenéffnung muss fir die Brandsicherheitswache ein besonderer Platz mit
einer Grundflache von mindestens 1 m mal 1 m und einer H6he von mindestens 2,20 m vorhanden sein.
2Die Brandsicherheitswache muss die Flache, die bespielt wird, iberblicken und betreten kénnen. 3lm
Einvernehmen mit der Feuerwehr ist eine Anderung des vorgesehenen Platzes fir die
Brandsicherheitswache veranstaltungsbedingt im Einzelfall méglich.

(2) *Am Platz der Brandsicherheitswache missen die Vorrichtung zum Schlieen des Schutzvorhangs
und die Ausldsevorrichtungen der Rauchabzugs- und Sprithwasserléschanlagen der Biihne sowie ein
nichtautomatischer Brandmelder leicht erreichbar angebracht und durch Hinweisschilder
gekennzeichnet sein. 2Die Auslésevorrichtungen missen beleuchtet sein. *Diese Beleuchtung muss an
die Sicherheitsstromversorgung angeschlossen sein. “Die Vorrichtungen sind gegen unbeabsichtigtes
Ausldsen zu sichern.

Abschnitt 2
Versammlungsstatten mit mehr als 5 000 Besucherplatzen

§ 26
Raume flr Lautsprecherzentrale, Polizei, Feuerwehr, Sanitatswachdienst

(1) *Mehrzweckhallen und Stadien miissen einen Raum fiir eine Lautsprecherzentrale haben, von dem
aus die Besucherbereiche und der Innenbereich Gberblickt und Polizei, Feuerwehr und Rettungsdienste
benachrichtigt werden kénnen. 2Die Lautsprecheranlage muss eine Vorrangschaltung fir die
Einsatzleitung der Polizei haben.

(2) In Mehrzweckhallen und Stadien sind ausreichend grof3e Raume fir die Polizei und die Feuerwehr
anzuordnen. 2Die Raume mussen eine raumliche Verbindung mit der Lautsprecherzentrale haben und
mit Anschliissen fir eine Videoanlage zur Uberwachung der Besucherbereiche ausgestattet sein.

(3) Wird die Funkkommunikation der Einsatzkrafte von Polizei und Feuerwehr innerhalb der
Versammlungsstatte durch die bauliche Anlage gestért, ist die Versammlungsstatte mit
Objektfunkanlagen auszustatten.

) nach Landesrecht


ViebranzConstantinMW
Hervorheben
In Anlehnung an § 82 Abs.2 MBO und § 2 Abs. 2 Nr. 1 MPrüfVO sollte von der (ersten?) Aufnahme der Nutzung gesprochen werden. 


ViebranzConstantinMW
Hervorheben
Die Begriffe Betriebssicherheit und Wirksamkeit sind durch die MPrüfVO i. V. m. der Prüfung durch Prüfsachverständige besetzte, die ausgeführt Anlagen prüfen. Nach § 1 Nr. 2 und § 2 Abs. 1 Nr. 5 MPrüfVO sind Feuerlöschanlagen in Versammlungsstätten im Anwendungsbereich der Verordnung grds. prüfplichtig.

Gemeint wird hier sein, dass der Bauherr bzw. dessen Entwurfsverfasser nachzuweisen hat, dass die Wassernebellöschanlage das geforderte Schutzziel gleichsam erfüllt.


(4) In Mehrzweckhallen und Stadien muss mindestens ein ausreichend groRBer Raum fir den
Sanitatswachdienst vorhanden sein.

§ 27
Abschrankung und Blockbildung in Stadien mit mehr als 10 000 Besucherplétzen

(1) Die Besucherplatze missen vom Innenbereich durch mindestens 2,20 m hohe Abschrankungen
abgetrennt sein. 2In diesen Abschrankungen sind den Stufengangen zugeordnete, mindestens 1,80 m
breite Tore anzuordnen, die sich im Gefahrenfall leicht zum Innenbereich hin 6ffnen lassen. 3Die Tore
dirfen nur vom Innenbereich oder von zentralen Stellen aus zu 6ffnen sein und missen in geéffnetem
Zustand durch selbsteinrastende Feststeller gesichert werden. “Der Ubergang in den Innenbereich
muss niveaugleich sein.

(2) Stehplatze mussen in Blocken fir hdchstens 2 500 Besucher angeordnet werden, die durch
mindestens 2,20 m hohe Abschrankungen mit eigenen Zugéngen abgetrennt sind.

(3) — gestrichen —

8§28
Wellenbrecher

IWerden mehr als funf Stufen von Stehplatzreihen hintereinander angeordnet, so ist vor der vordersten
Stufe eine durchgehende Schranke von 1,10 m H6he anzuordnen. 2Nach jeweils fiinf weiteren Stufen
sind Schranken gleicher Hohe (Wellenbrecher) anzubringen, die einzeln mindestens 3 m und hdchstens
5,50 m lang sind. 2Die seitlichen Abstande zwischen den Wellenbrechern dirfen nicht mehr als 5 m
betragen. “Die Abstande sind nach hochstens fiinf Stehplatzreihen durch versetzt angeordnete
Wellenbrecher zu Uberdecken, die auf beiden Seiten mindestens 0,25 m langer sein missen als die
seitlichen Abstéande zwischen den Wellenbrechern. 5Die Wellenbrecher sind im Bereich der
Stufenvorderkante anzuordnen.

§ 29 — gestrichen —

8§30
Einfriedungen und Eingéange

(1) Stadionanlagen missen eine mindestens 2,20 m hohe Einfriedung haben, die das Uberklettern
erschwert.

(2) *Vor den Eingangen sind geeignete Gelander und Leiteinrichtungen so anzuordnen, dass Besucher
nur einzeln und hintereinander Einlass finden. 2Es sind Einrichtungen fiir Zugangskontrollen sowie fir
die Nachschau von Personen und Sachen vorzusehen. 3Fir die Einsatzkrafte von Polizei, Feuerwehr
und Rettungsdiensten sind von den Besuchereingangen getrennte Eingédnge anzuordnen.

(3) 'Fir Einsatz- und Rettungsfahrzeuge missen besondere Zufahrten, Aufstell- und
Bewegungsflachen vorhanden sein. 2Von den Zufahrten und Aufstellflachen aus miissen die Eingédnge
der Versammlungsstéatten unmittelbar erreichbar sein. 3Fir Einsatz- und Rettungsfahrzeuge muss eine
Zufahrt zum Innenbereich vorhanden sein. “Die Zufahrten, Aufstell- und Bewegungsflachen miissen
gekennzeichnet sein.

Teil 4
Betriebsvorschriften

Abschnitt 1
Abschrankungen, Rettungswege, Besucherplatze

§ 30a
Abschrankung von Stehplatzen vor Szenenflachen

(1) Werden vor Szenenflachen Stehplatze fur Besucher angeordnet, so sind die Besucherplatze von
der Szenenflache durch eine geeignete Abschrankung so abzutrennen, dass zwischen der



Szenenflache und der Abschrankung ein Gang von mindestens 2 m Breite fir den Ordnungsdienst und
Rettungskrafte vorhanden ist.

(2) 'Werden vor Szenenflachen mehr als 5 000 Stehplatze fur Besucher angeordnet, so sind durch die
Anordnung weiterer geeigneter Abschrankungen vor der Szenenflache nur von den Seiten zugangliche
Stehplatzbereiche zu bilden. 2Die Abschrankungen sind so anzuordnen, dass

1. in den Stehplatzbereichen nach Satz 1 innerhalb der ersten 20 m vor der Szenenflache jeweils
héchstens 5 000 Stehplatze angeordnet sind,

2. sie bis Uber die Sichtlinien der Besucher zur Szenenflache hinausgefihrt sind,

3. auf der der Szenenflache zugewandten Seite der Abschrankungen ein Gang fiir den Ordnungsdienst
und Rettungskréfte nach Absatz 1 eingerichtet ist und

4. jeder Stehplatzbereich nach Satz 1 zwei voneinander unabhangige Ausgange zu Rettungswegen hat,
deren Breiten nach § 7 Absatz 4 bemessen ist.

(3) Werden vor einer Szenenflache nicht mehr als 5000 Stehplatze angeordnet, sind die
Abschrankungen nach den Absatzen 1 und 2 nur einzurichten, wenn es die Art der Veranstaltung
erfordert.

§31
Rettungswege, Flachen fir die Feuerwehr

(1) 'Rettungswege auf dem Grundstiick sowie Zufahrten, Aufstell- und Bewegungsflachen fir
Einsatzfahrzeuge von Polizei, Feuerwehr und Rettungsdiensten missen standig frei gehalten werden.
2Darauf ist dauerhaft und gut sichtbar hinzuweisen.

(2) Rettungswege in der Versammlungsstatte missen standig frei gehalten werden.
(3) Wéhrend des Betriebes missen alle Tlren von Rettungswegen unverschlossen sein.

§32
Besucherplétze nach dem Bestuhlungs- und Rettungswegeplan

(1) 'Die Zahl der im Bestuhlungs- und Rettungswegeplan genehmigten Besucherplatze darf nicht
Uberschritten und die genehmigte Anordnung der Besucherplatze darf nicht geandert werden. 2Sollen
im Bestuhlungs- und Rettungswegeplan genehmigte Besucherplatze entfallen ohne dass die
entsprechenden Flachen anderweitig genutzt werden, so gilt dies nicht als Anderung der Anordnung
der Besucherplatze nach Satz 1.

(2) Eine Ausfertigung des fur die jeweilige Nutzung genehmigten Planes ist in der Nahe des
Haupteinganges eines jeden Versammlungsraumes gut sichtbar anzubringen oder dem Veranstalter
zur Verfigung zu stellen und vor Ort vorzuhalten.

(3) — gestrichen —

Abschnitt 2
Brandverhiitung

§ 33
Vorhénge, Sitze, Ausstattungen, Requisiten und Ausschmickungen

(1) Vorhange von Buhnen und Szenenflachen miissen aus mindestens schwerentflammbarem Material
bestehen.

(2) 1Sitze von Versammlungsstatten mit mehr als 5 000 Besucherpldtzen missen aus mindestens
schwerentflammbarem Material bestehen. 2Die Unterkonstruktion muss aus nichtbrennbarem Material
bestehen.



(3) Ausstattungen mussen aus mindestens schwerentflammbarem Material bestehen. 2Bei Biihnen
oder Szenenflachen mit selbsttdatigen Feuerldschanlagen genlgen Ausstattungen aus
normalentflammbarem Material.

(4) Requisiten missen aus mindestens normalentflammbarem Material bestehen.

(5) !Ausschmiickungen missen aus mindestens schwerentflammbarem Material bestehen.
2Ausschmickungen in notwendigen Fluren und notwendigen Treppenrdumen miissen aus
nichtbrennbarem Material bestehen.

(6) *Ausschmiickungen missen unmittelbar an Wanden, Decken oder Ausstattungen angebracht
werden. 2Frei im Raum hangende Ausschmiickungen sind zulassig, wenn sie einen Abstand von
mindestens 2,50 m zum Fuf3boden haben. 3Ausschmiickungen aus natirlichem Pflanzenschmuck
durfen sich nur so lange sie frisch sind in den Raumen befinden.

(7) Der Raum unter dem Schutzvorhang oder des Feuerschutzvorhangs oder des Feuerschutztores ist
von Ausstattungen, Requisiten oder Ausschmiickungen so freizuhalten, dass die Funktion des
Schutzvorhangs oder des Feuerschutzvorhangs oder des Feuerschutztores nicht beeintrachtigt wird.

(8) Brennbares Material muss von Zindquellen, wie Scheinwerfern oder Heizstrahlern, so weit entfernt
sein, dass das Material durch diese nicht entziindet werden kann.

§34
Aufbewahrung von Ausstattungen, Requisiten, Ausschmickungen und brennbarem Material

(1) Ausstattungen, Requisiten und Ausschmuckungen dirfen nur auferhalb der Bihnen und der
Szenenflachen aufbewahrt werden; dies gilt nicht fir den Tagesbedarf.

(2) Auf den Buhnenerweiterungen dirfen Szenenaufbauten der laufenden Spielzeit bereitgestellt
werden, wenn die Buhnenerweiterungen durch dichtschlieBende Abschliisse aus nichtbrennbaren
Baustoffen gegen die Hauptbiihne abgetrennt sind.

(3) An den Zlgen von Bihnen oder Szenenflachen dirfen nur Ausstattungsteile fir einen Tagesbedarf
héngen.

(4) Pyrotechnische Gegenstande, brennbare Flissigkeiten und anderes brennbares Material,
insbesondere Packmaterial, dirfen nur in den daflr vorgesehenen Magazinen aufbewahrt werden.

§35
Rauchen, Verwendung von offenem Feuer und pyrotechnischen Gegenstanden

(1) *Auf Buhnen und Szenenflachen, in Werkstatten und Magazinen ist das Rauchen verboten. 2Das
Rauchverbot gilt nicht fir Darsteller und Mitwirkende auf Bihnen- und Szenenflachen wéahrend der
Proben und Veranstaltungen, soweit das Rauchen in der Art der Veranstaltungen begriindet ist.

(2) YIn Versammlungsraumen, auf Biihnen- und Szenenflachen und in Stadien ist das Verwenden von
offenem Feuer, brennbaren Flissigkeiten und Gasen, pyrotechnischen Gegenstanden und anderen
explosionsgefahrlichen Stoffen verboten. 2§ 17 Abs. 1 bleibt unberihrt. 3Das Verwendungsverbot gilt
nicht, soweit das Verwenden von offenem Feuer, brennbaren Flissigkeiten und Gasen sowie
pyrotechnischen Gegenstanden in der Art der Veranstaltung begriindet ist und der Veranstalter die
erforderlichen BrandschutzmalRnahmen im Einzelfall mit der Feuerwehr abgestimmt hat. “Die
Verwendung pyrotechnischer Gegenstande muss durch eine nach Sprengstoffrecht geeignete Person
Uberwacht werden.

(3) Die Verwendung von Kerzen und &hnlichen Lichtquellen als Tischdekoration sowie die Verwendung
von offenem Feuer in daflir vorgesehenen Kicheneinrichtungen zur Zubereitung von Speisen ist
zulassig.

(4) Auf die Verbote der Abséatze 1 und 2 ist dauerhaft und gut sichtbar hinzuweisen.

Abschnitt 3
Betrieb technischer Einrichtungen



§ 36
Bedienung und Wartung der technischen Einrichtungen

(1) 'Der Schutzvorhang oder der Feuerschutzvorhang oder das Feuerschutztor muss taglich vor der
ersten Vorstellung oder Probe vorbehaltlich der Falle des &8 40 Absatz 5 im Beisein eines
Verantwortlichen fiir Veranstaltungstechnik durch Aufziehen und Herablassen auf seine
Betriebsbereitschaft geprift werden. 2Der Schutzvorhang oder der Feuerschutzvorhang oder das
Feuerschutztor ist nach jeder Vorstellung herabzulassen und zu allen arbeitsfreien Zeiten geschlossen
zu halten.

(2) Die Automatik der Spruhwasserldschanlage kann wéahrend der Dauer der Anwesenheit der
Verantwortlichen fur Veranstaltungstechnik abgeschaltet werden.

(3) Die selbsttatige Brandmeldeanlage kann fur die notwendigen Bereiche abgeschaltet werden, soweit
dies in der Art der Veranstaltung begriindet ist und der Veranstalter die erforderlichen
Brandschutzmafnahmen im Einzelfall* mit der Feuerwehr abgestimmt hat.

(4) Wahrend des Aufenthaltes von Personen in Raumen, fir die eine Sicherheitsbeleuchtung
vorgeschrieben ist, muss diese in Betrieb sein, soweit die Raume nicht ausreichend durch Tageslicht
erhellt sind.

§37
Laseranlagen

Auf den Betrieb von Laseranlagen in den fir Besucher zugénglichen Bereichen sind die
arbeitsschutzrechtlichen Vorschriften entsprechend anzuwenden.

Abschnitt 4
Verantwortliche Personen, besondere Betriebsvorschriften

§38
Pflichten der Betreiber, Veranstalter und Beauftragten

(1) Der Betreiber ist fur die Sicherheit des Betriebs der Versammlungsstétte, der darin stattfindenden
Veranstaltungen und sonst fir die Einhaltung der Vorschriften verantwortlich.

(2) Wahrend des Betriebes von Versammlungsstéatten muss der Betreiber oder ein von ihm beauftragter
Veranstaltungsleiter standig anwesend sein.

(3) Der Betreiber muss die Zusammenarbeit von Ordnungsdienst, Brandsicherheitswache und
Sanitatswachdienst mit der Polizei, der Feuerwehr und dem Rettungsdienst gewahrleisten.

(4) Der Betreiber ist zur Einstellung des Betriebes verpflichtet, wenn fir die Sicherheit der
Versammlungsstatte notwendige Anlagen, Einrichtungen oder Vorrichtungen nicht betriebsfahig sind
oder wenn Betriebsvorschriften nicht eingehalten werden kénnen.

(5) Der Betreiber kann die Verpflichtungen nach den Absatzen 1 bis 4 durch schriftliche Vereinbarung
auf den Veranstalter Gbertragen, wenn dieser oder dessen beauftragter Veranstaltungsleiter mit der
Versammlungsstatte und deren Einrichtungen vertraut ist. 2Die Verantwortung des Betreibers bleibt
unberihrt.

§39
Verantwortliche fur Veranstaltungstechnik

(1) Verantwortliche fiir Veranstaltungstechnik sind
1. die Gepruften Meister fur Veranstaltungstechnik,

2. technische Fachkrafte



a) mit bestandenem fachrichtungsspezifischen Teil der Prifung nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung mit
den 88 5, 6 oder 7 der Verordnung Uiber die Prifung zum anerkannten Abschluss "Geprufter Meister fur
Veranstaltungstechnik/Geprifte  Meisterin  flr Veranstaltungstechnik" in den Fachrichtungen
Buhne/Studio, Beleuchtung, Halle in der jeweiligen Fachrichtung,

b) mit den bestandenen Priifungsteilen ,Situative Aufgabe“ und ,Priifungsprojekt nach § 2 Abs. 1 Nr. 2
in Verbindung mit den 88 4 und 5 der Verordnung Uuber die Prifung zum anerkannten
Fortbildungsabschluss Geprifter Meister flir Veranstaltungstechnik/Geprifte Meisterin  fir
Veranstaltungstechnik,

c) mit den bestandenen Prifungsteilen ,Veranstaltungsprozesse® und ,Veranstaltungsprojekt‘ nach § 4
in Verbindung mit den 88 6 bis 10 und den 88 17 bis 20 der Veranstaltungstechnikmeister-
Fortbildungsprufungsverordnung und

d) mit den bestandenen Prifungsteilen ,Veranstaltungsprozesse® und ,Veranstaltungsprojekt nach § 4
in Verbindung mit den 88 6 bis 10 und den 88 17 bis 20 der Veranstaltungstechnikmeister-Bachelor
Professional fur Veranstaltungstechnik-Fortbildungspriifungsverordnung,

3. Hochschulabsolventen mit berufsqualifizierendem Hochschulabschluss der Fachrichtung Theater-
oder Veranstaltungstechnik mit mindestens einem Jahr Berufserfahrung im technischen Betrieb von
Biuhnen, Studios oder Mehrzweckhallen in der jeweiligen Fachrichtung, denen die oberste
Bauaufsichtshehorde oder die von ihr bestimmte Stelle ein Befahigungszeugnis nach Anlage 1
ausgestellt hat,

4. technische Biihnen- und Studiofachkrafte, die das Befahigungszeugnis nach den bis zum In-Kraft-
Treten dieser Verordnung geltenden Vorschriften” erworben haben oder die Tatigkeit als technische
Buhnen- und Studiofachkraft ohne Befahigungszeugnis ausiiben durften und in den letzten drei Jahren
ausgeubt haben.

2Auf Antrag stellt die oberste Bauaufsichtsbehorde oder die von ihr bestimmte Stelle” auch den
Personen nach Satz 1 Nr. 1 bis 4 ein Befahigungszeugnis nach Anlage 1 aus. 3Die in einem anderen
Land der Bundesrepublik Deutschland ausgestellten Beféahigungszeugnisse werden anerkannt.

(2) Gleichwertige Ausbildungen, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union oder einem
Vertragsstaat des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum erworben und durch einen
Ausbildungsnachweis belegt werden, sind entsprechend den europaischen Richtlinien zur Anerkennung
von Berufsqualifikationen den in Absatz 1 genannten Ausbildungen gleichgestellt.

§ 40
Aufgaben und Pflichten der Verantwortlichen fir Veranstaltungstechnik;technische Probe

(1) Die Verantwortlichen fir Veranstaltungstechnik muissen mit den bihnen-, studio- und
beleuchtungstechnischen und sonstigen technischen Einrichtungen der Versammlungsstétte vertraut
sein und deren Sicherheit und Funktionsfahigkeit, insbesondere hinsichtlich des Brandschutzes,
wahrend des Betriebs gewahrleisten.

(2) Auf- oder Abbau biihnen-, studio- und beleuchtungstechnischer Einrichtungen von Grof3biihnen oder
Szenenflachen mit mehr als 200 m2 Grundflache oder in Mehrzweckhallen mit mehr als 5 000
Besucherplatzen, wesentliche Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten an diesen Einrichtungen und
technische—Proben missen von einem Verantwortlichen fir Veranstaltungstechnik geleitet und
beaufsichtigt werden.

(3) Bei Generalproben, Veranstaltungen, Sendungen oder Aufzeichnungen von Veranstaltungen auf
GrofRbuihnen oder Szenenflachen mit mehr als 200 m2 Grundflache oder in Mehrzweckhallen mit mehr
als 5000 Besucherplatzen missen mindestens ein fur die bihnen- oder studiotechnischen
Einrichtungen sowie ein fur die beleuchtungstechnischen Einrichtungen Verantwortlicher fur
Veranstaltungstechnik anwesend sein.

) nach Landesrecht
) nach Landesrecht



(4) Bei Szenenflachen mit mehr als 50 m2 und nicht mehr als 200 m?2 Grundflache oder in
Mehrzweckhallen mit nicht mehr als 5 000 Besucherplatzen missen die Aufgaben nach den Abséatzen
1 bis 3 zumindest von einer Fachkraft fir Veranstaltungstechnik mit mindestens drei Jahren
Berufserfahrung wahrgenommen werden. 2Die Aufgaben koénnen auch von erfahrenen
Buhnenhandwerkern oder Beleuchtern wahrgenommen werden, die diese Aufgaben nach den bis zum
In-Kraft-Treten dieser Verordnung geltenden Vorschriften” wahrnehmen durften und in den letzten drei
Jahren ausgeiibt haben.

(5) 1Die Anwesenheit nach den Absatz 3 ist nicht erforderlich, wenn

1. die Sicherheit und Funktionsfahigkeit der biihnen-, studio- und beleuchtungstechnischen sowie der
sonstigen technischen Einrichtungen der Versammlungsstatte vom Verantwortlichen fir
Veranstaltungstechnik tberprift wurden,

2. diese Einrichtungen wahrend der Veranstaltung nicht bewegt oder sonst verandert werden,

3. von Art oder Ablauf der Veranstaltung keine Gefahren ausgehen kénnen und

4. die Aufsicht durch eine Fachkraft flir Veranstaltungstechnik gefiihrt wird, die mit den technischen
Einrichtungen vertraut ist.

2lm Fall des Absatzes 4 konnen die Aufgaben nach den Absatzen 1 bis 3 von einer aufsichtfihrenden
Person wahrgenommen werden, wenn

1. von Auf- und Abbau sowie dem Betrieb der bihnen-, studio- und beleuchtungstechnischer
Einrichtungen keine Gefahren ausgehen kdénnen,

2. von Art oder Ablauf der Veranstaltung keine Gefahren ausgehen kénnen und
3. die Aufsicht fihrende Person mit den technischen Einrichtungen vertraut ist.
(6) — gestrichen —

§41
Brandsicherheitswache, Sanitats- und Rettungsdienst

(1) Bei Veranstaltungen mit erhéhten Brandgefahren hat der Betreiber eine Brandsicherheitswache
einzurichten.

(2) 'Bei jeder Veranstaltung auf GroR3biihnen sowie Szenenflachen mit mehr als 200 m2 Grundflache
muss eine Brandsicherheitswache der Feuerwehr anwesend sein. 2Den Anweisungen der
Brandsicherheitswache ist zu folgen. 3Eine Brandsicherheitswache der Feuerwehr ist nicht erforderlich,
wenn die Brandschutzdienststelle dem Betreiber bestatigt, dass er Uber eine ausreichende Zahl
ausgebildeter Krafte verfugt, die die Aufgaben der Brandsicherheitswache wahrnehmen.

(3) Veranstaltungen mit voraussichtlich mehr als 5 000 Besuchern sind der fiir den Rettungsdienst
zustandigen Behorde rechtzeitig anzuzeigen.

§42
Brandschutzordnung, Raumungskonzept, Feuerwehrplane

(1) Der Betreiber oder ein von ihm Beauftragter hat im Einvernehmen mit der Brandschutzdienststelle
eine Brandschutzordnung und gegebenenfalls ein Raumungskonzept aufzustellen. ?Darin sind

1. die Erforderlichkeit und die Aufgaben eines Brandschutzbeauftragten und der Krafte fiur den
Brandschutz sowie

2. die MaBnahmen, die im Gefahrenfall flr eine schnelle und geordnete Raumung der gesamten
Versammlungsstéatte oder einzelner Bereiche unter besonderer Beriicksichtigung von Menschen mit
Behinderung erforderlich sind,
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festzulegen. 2Die MalRnahmen nach Satz 2 Nr. 2 sind bei Versammlungsstétten, die fiir mehr als 1 000
Besucher bestimmt sind, gesondert in einem Raumungskonzept darzustellen, sofern diese Mal3hahmen
nicht bereits Bestandteil des Sicherheitskonzepts nach § 43 sind.

(2) 'Das Betriebspersonal ist bei Beginn des Arbeitsverhaltnisses und danach mindestens einmal
jahrlich zu unterweisen tber

1. die Lage und die Bedienung der Feuerldscheinrichtungen und -anlagen, Rauchabzugsanlagen,
Brandmelde- und Alarmierungsanlagen und der Brandmelder- und Alarmzentrale,

2. die Brandschutzordnung, insbesondere iber das Verhalten bei einem Brand oder bei einer sonstigen
Gefahrenlage, gegebenenfalls in Verbindung mit dem Raumungskonzept und

3. die Betriebsvorschriften.

2Den Brandschutzdienststellen ist Gelegenheit zu geben, an der Unterweisung teilzunehmen. 3Uber die
Unterweisung ist eine Niederschrift zu fertigen, die der Bauaufsichtsbehorde auf Verlangen vorzulegen
ist.

(3) Im Einvernehmen mit der Brandschutzdienststelle sind Feuerwehrplane anzufertigen und der
ortlichen Feuerwehr zur Verfligung zu stellen.

§43
Sicherheitskonzept, Ordnungsdienst

(1) Erfordert es die Art der Veranstaltung, hat der Betreiber ein Sicherheitskonzept aufzustellen und
einen Ordnungsdienst einzurichten.

(2) *Fir Versammlungsstatten mit mehr als 5000 Besucherplatzen hat der nach § 38 Absatz 1 fir die
Sicherheit der Veranstaltung zustandige Betreiber im Einvernehmen mit den fir Sicherheit oder
Ordnung zustandigen Behorden, insbesondere den ortlichen Ordnungsbehdérden”, der Polizei, der
Feuerwehr und der Rettungsdienste, ein Sicherheitskonzept aufzustellen oder ein bestehendes
Sicherheitskonzept anzupassen und einen Ordnungsdienst einzurichten. 2Im Sicherheitskonzept sind
die Mindestzahl der Krafte des Ordnungsdienstes gestaffelt nach Besucherzahlen und
Gefahrdungsgraden sowie die betrieblichen SicherheitsmalRnahmen und die allgemeinen und
besonderen Sicherheitsdurchsagen festzulegen. 2Der Betreiber soll das Sicherheitskonzept so
rechtzeitig mit den beteiligten Behorden abstimmen, dass das Einvernehmen spéatestens eine Woche
vor Nutzungsaufnahme oder Veranstaltungsbeginn vorliegt. “Der Betreiber hat die Einhaltung des
Sicherheitskonzepts sicherzustellen.

(3) 'Der nach dem Sicherheitskonzept erforderliche Ordnungsdienst muss unter der Leitung eines vom
Betreiber oder Veranstalter namentlich benannten Ordnungsdienstleiters stehen. 2Die Krafte des
Ordnungsdienstes sind durch den Betreiber ausreichend zu den Inhalten des Sicherheitskonzepts zu
schulen.

(4) Der Ordnungsdienstleiter und die Ordnungsdienstkréfte sind fir die Umsetzung der betrieblichen
SicherheitsmaRnahmen verantwortlich. 2Sie sind insbesondere fiir die Kontrolle an den Ein- und
Ausgéngen und den Zugéngen zu den Besucherblocken, die Beachtung der maximal zuléssigen
Besucherzahl und der Anordnung der Besucherplatze, die Beachtung der Verbote des § 35, die
Sicherheitsdurchsagen sowie fiir die geordnete Raumung im Gefahrenfall verantwortlich. 2Die konkreten
Verantwortlichkeiten sind im Sicherheitskonzept festzulegen.

(5) Die Anforderungen nach
1. § 27 an Abschrankungen oder Blockbildungen,

2. 8 30a Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 an Abschrankungen von Stehplatzen vor Szenenflachen und
3. 8 44 Absatz 5 an die Darstellung der Anordnung der Besucherplatze in einer gesonderten Bauvorlage
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gelten nicht, wenn in den Fallen des Absatzes 2 Satz 1 im Sicherheitskonzept nachgewiesen wird, dass
in den Fallen der Nummer 1 und 2 die Nichteinhaltung der jeweiligen Anforderung unter
Berucksichtigung ihres Zwecks und im Fall der Nummer 3 die in einer Anlage zum Sicherheitskonzept
dargestellte Anordnung der Besucherplatze mit den o6ffentlichen Belangen vereinbar ist, und das
erforderliche Einvernehmen nach Maf3gabe des Absatzes 2 Satz 3 hergestellt wurde.

Teil 5
Zusatzliche Bauvorlagen

§ 44
Zuséatzliche Bauvorlagen, Bestuhlungs- und Rettungswegeplan

(1) *Mit den Bauvorlagen ist ein Brandschutzkonzept vorzulegen, in dem insbesondere die maximal
zulassige Zahl der Besucher, die Anordnung und Bemessung der Rettungswege und die zur Erfillung
der brandschutztechnischen Anforderungen erforderlichen baulichen, technischen und betrieblichen
Malnahmen dargestellt sind. 2Ist eine héhere Anzahl von Besuchern je m? Grundflache des
Versammlungsraumes als nach § 1 Absatz 2 Satz 1 vorgesehen, sind die schnelle und sichere
Erreichbarkeit der Ausgange ins Freie und die Mdglichkeit zur Durchfiihrung wirksamer Ldsch- und
RettungsmalRnahmen gesondert darzustellen. 3Die Darstellung nach Satz 2 kann auch
veranstaltungsbezogen im Sicherheitskonzept nach § 43 Absatz 2 Satz 1 erfolgen, wenn das
erforderliche Einvernehmen nach Mal3gabe des § 43 Absatz 2 Satz 3 hergestellt wurde.

(2) Fur die nach dieser Verordnung erforderlichen technischen Einrichtungen sind besondere Pléane,
Beschreibungen und Nachweise vorzulegen.

(3) Mit den bautechnischen Nachweisen sind Standsicherheitsnachweise flir dynamische Belastungen
vorzulegen.

(4) Der Verlauf der Rettungswege im Freien, die Zufahrten und die Aufstell- und Bewegungsflachen fir
die Einsatz- und Rettungsfahrzeuge sind in einem besonderen Au3enanlagenplan darzustellen.

(5) Die Anordnung der Sitz- und Stehplatze, einschlieRlich der Platze fiir Rollstuhlbenutzer, der
BlUhnen-, Szenen- oder Spielflachen sowie der Verlauf der Rettungswege sind in einem Bestuhlungs-
und Rettungswegeplan im Maf3stab von mindestens 1 : 200 darzustellen. 2Dies gilt nicht fiir einzelne
Versammlungsraume mit weniger als 100 Besucherplatzen. 2Sind verschiedene Anordnungen
vorgesehen, so ist jede Anordnung in einem Plan darzustellen und vorzulegen.

— § 45 aufgehoben —

Teil 6
Bestehende Versammlungsstatten

§ 46
Anwendung der Vorschriften auf bestehende Versammlungsstatten

(1) — aufgehoben —

(2) Auf die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verordnung bestehenden Versammlungsstatten sind
die Betriebsvorschriften des Teils 4 sowie § 3 Absatz 6 und 7, 8 9 Absatz 3 Satz 2, § 10 Absatz 1, § 14
Absatz 3 und § 19 Absatz 7 anzuwenden.

(3) 1Die Bauaufsichtsbehdrde hat Versammlungsstatten in Zeitabstdnden von héchstens drei Jahren zu
prifen. 2Dabei ist auch die Einhaltung der Betriebsvorschriften zu tiberwachen und festzustellen, ob die
vorgeschriebenen wiederkehrenden Priifungen fristgerecht durchgefiihrt und etwaige Mangel beseitigt
worden sind. 3Den Ordnungsbehdrden, der Gewerbeaufsicht und der Brandschutzdienststelle ist
Gelegenheit zur Teilnahme an den Prifungen zu geben.

Teil 7
Schlussvorschriften

§ 47
Ordnungswidrigkeiten



Ordnungswidrig nach § 84 Abs. 1 Nr. 1 MBO" handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. entgegen 8 31 Abs. 1 die Rettungswege auf dem Grundstiick, die Zufahrten, Aufstell- und
Bewegungsflachen und Sammelplatze nicht freihalt,

2. entgegen § 31 Abs. 2 die Rettungswege in der Versammlungsstatte nicht frei halt,
3. entgegen § 31 Abs. 3 Tiren in Rettungswegen verschliel3t oder feststellt,

4. entgegen § 32 Abs. 1 die Zahl der genehmigten Besucherplatze Uiberschreitet oder die genehmigte
Anordnung der Besucherplatze andert,

5. entgegen § 32 Abs. 2 erforderliche Abschrankungen nicht einrichtet,

6. entgegen § 33 Abs. 1 bis 5 andere als die dort genannten Materialien verwendet oder entgegen 8§ 33
Abs. 6 bis 8 anbringt,

7. entgegen 8§ 34 Abs. 1 bis 3 Ausstattungen auf der Bihne aufbewahrt oder nicht von der Biihne
entfernt,

8. entgegen § 34 Abs. 4 pyrotechnische Gegenstande, brennbare Flissigkeiten oder anderes
brennbares Material au3erhalb der daflir vorgesehenen Magazine aufbewabhrt,

9. entgegen § 35 Abs. 1 und 2 raucht oder offenes Feuer, brennbare Flussigkeiten oder Gase,
explosionsgefahrliche Stoffe oder pyrotechnische Gegenstande verwendet,

10. entgegen § 36 Abs. 3 und 4 ohne Abstimmung mit der Feuerwehr die selbsttétige Brandmeldeanlage
abschaltet oder die Sicherheitsbeleuchtung nicht in Betrieb nimmt,

11. entgegen § 37 Laseranlagen in Betrieb nimmt,

12. als Betreiber, Veranstalter oder beauftragter Veranstaltungsleiter entgegen 8 38 Abs. 2 wéahrend
des Betriebes nicht anwesend ist,

13. als Betreiber, Veranstalter oder beauftragter Veranstaltungsleiter entgegen § 38 Abs. 4 den Betrieb
der Versammlungsstétte nicht einstellt,

14. entgegen § 40 Abs. 2 bis 5 in Verbindung mit § 38 Abs. 1 als Betreiber, Veranstalter oder
beauftragter Veranstaltungsleiter den Betrieb von Biihnen oder Szenenflachen zulasst, ohne dass die
erforderlichen Verantwortlichen oder Fachkrafte fir Veranstaltungstechnik, die erfahrenen
Buhnenhandwerker oder Beleuchter oder die Aufsicht fihrenden Personen anwesend sind,

15. entgegen § 40 Abs. 2 bis 5 als Verantwortlicher oder Fachkraft fur Veranstaltungstechnik, als
erfahrener BlUhnenhandwerker oder Beleuchter oder als Aufsicht fihrende Person die
Versammlungsstéatte wahrend des Betriebs verlasst,

16. als Betreiber entgegen 8 41 Abs. 1 und 2 nicht fur die Durchfihrung der Brandsicherheitswache
sorgt oder entgegen § 41 Abs. 3 die Veranstaltung nicht anzeigt,

17. als Betreiber oder Veranstalter die nach § 42 Abs. 2 vorgeschriebenen Unterweisungen unterlasst,

18. als Betreiber oder Veranstalter entgegen 8§ 43 Abs. 1 bis 3 keinen Ordnungsdienst oder keinen
Ordnungsdienstleiter bestellt und

19. als Ordnungsdienstleiter oder Ordnungsdienstkraft entgegen § 43 Abs. 3 oder 4 seinen Aufgaben
nicht nachkommt unéd
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848
In-Kraft-Treten, AuBer-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. Gleichzeitig treten auBer Kraft:
1. die Versammlungsstattenverordnung vom ...”,

2. die Technische Fachkrafteverordnung vom ...9.
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